
Lebensraum Untere Nahe e.V. 
(Stand 14.03.2024) 

 

§ 1 

Name, Sitz, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen „Lebensraum Untere Nahe e.V.“  

(2) Der Verein soll nach der Gründungsversammlung in das Vereinsregister 

eingetragen werden; er führt nach der Eintragung den Zusatz "e.V.".  

(3) Der Sitz des Vereins ist Rümmelsheim/Burg Layen.  

(4) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.  

 

§ 2 Ziele und Aufgaben 
 

Der Verein verwirklicht als vorrangige Ziele und Aufgaben die nachhaltige 

Sicherung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, die Bildung für 

nachhaltige Entwicklung (BNE), den Erhalt der Natur, der Vielfalt, Eigenart und 

Schönheit von Natur und Landschaft insbesondere durch 

• Schutz und Erhaltung der Artenvielfalt von Fauna und Flora und ihrer 

natürlichen Lebensgrundlagen 

• Erhaltung unbebauter Bereiche als Lebensgrundlage für Natur und Mensch 

• Pflege der Kulturlandschaft 

• schonenden Umgang mit sich erneuernden und sich nicht erneuernden 

Naturgütern. 

• Wahrung der Belange der Landeskultur, der Förderung des Natur- und 

Umweltschutzes sowie der Landespflege. 

 

§ 3 Gemeinnützigkeit 

(1) Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt keine eigenwirtschaftlichen 

Zwecke. 

(2) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige 

Zwecke im Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der 

Abgabenordnung. 

  



(3) Es darf kein Vereinsmitglied durch Ausgaben, die dem Zweck des 

Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt 

werden. 

(4) Vorstandsmitglieder können für Aufwendungen eine angemessene 

Entschädigung erhalten. Die Höhe legt der Vorstand fest.  

(5)  Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke 

verwendet werden. Die Mitglieder dürfen keine Gewinnanteile und in ihrer 

Eigenschaft als Mitglieder auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des 

Vereins erhalten. Alle Inhaber von Vereinsämtern sind ehrenamtlich tätig. 

 

§ 4 Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person werden, 

sofern sie die Ziele des Vereins unterstützt. Bei der Aufnahme von 

Minderjährigen bedarf es der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters. 

(2) Die Aufnahme als Mitglied erfolgt auf schriftlichen Antrag. 

(3) Über den schriftlichen Aufnahmeantrag des/der Antragsteller/in entscheidet 

der Vorstand. Gegen diesen Bescheid ist innerhalb von vier Wochen der 

Einspruch zulässig. Über den Einspruch entscheidet die Mitgliederversammlung 

bei ihrer nächsten Einberufung.  

(4) Die Mitgliedschaft endet:  

a) mit dem Tod des Mitglieds  

b) durch Kündigung  

c) durch Ausschluss  

(5)  Die Kündigung erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem 

Vorstand. Sie ist unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von vier Wochen zum 

Schluss des Kalenderjahres zulässig. 

(6)  Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es trotz 

zweimaliger Mahnung den Beitrag nicht zahlt oder gegen satzungsgemäße 

Pflichten verstößt.  

Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied unter Setzung einer angemessenen 

Frist Gelegenheit zu geben, sich persönlich vor dem Vorstand oder schriftlich zu 

rechtfertigen. Eine schriftliche Stellungnahme des Betroffenen ist in der 

Vorstandssitzung zu verlesen. Der Beschluss über den Ausschluss ist mit 

Gründen zu versehen und dem Mitglied mittels eingeschriebenen Briefes 



bekannt zu machen. Gegen den Ausschließungsbeschluss des Vorstands steht 

dem Mitglied das Recht der Berufung an die Mitgliederversammlung zu. Die 

Berufung hat aufschiebende Wirkung.  

Die Berufung muss innerhalb einer Frist von einem Monat ab Zugang des 

Ausschließungsbeschlusses beim Vorstand schriftlich eingelegt werden. Ist die 

Berufung rechtzeitig eingelegt, so hat der Vorstand bei der nächstfolgenden 

Mitgliederversammlung eine Entscheidung über die Berufung herbeizuführen. 

Geschieht das nicht, gilt der Ausschließungsbeschluss als nicht ergangen. Macht 

das Mitglied von dem Recht der Berufung gegen den Ausschließungsbeschluss 

keinen Gebrauch oder versäumt es die Berufungsfrist, so unterwirft es sich 

damit dem Ausschließungsbeschluss mit der Folge, dass die Mitgliedschaft als 

beendet gilt. 

 

§ 5 Mitgliedsbeiträge und Mittelverwendung 

(1) Die Mitgliedschaft ist beitragspflichtig. Über die Höhe des Beitrages 

entscheidet die Mitgliederversammlung. Der Beitrag ist ein Jahresbeitrag.  

(2) Beiträge sind Bringschulden. Als Erfüllungsort gilt der Sitz des Vereins. 

 

§ 6 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind  

I.der Vorstand 

II.die Mitgliederversammlung. 

 

§ 7 Der Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus: 

o dem/der 1. Vorsitzenden  

o dem/der 2. Vorsitzenden;  

o dem/der Schriftführer/in und Stellvertreter/in 

o dem/der Schatzmeister/in und Stellvertreter/in 

o den Beisitzer/innen 

  



(2) Der Vorstand wird auf die Dauer von 2 Jahren gewählt und bleibt bis zur 

Neuwahl im Amt. Für den Fall, dass ein Mitglied des Vorstandes vorzeitig aus 

seinem Amt ausscheidet, ist der Vorstand berechtigt, für die verbleibende 

Wahlperiode ein Ersatzmitglied zu wählen. Dies gilt nicht für die Vorsitzenden.  

(3) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch die Vorsitzenden 

vertreten.  

 

§ 8 Zuständigkeit des Vorstandes 

(1) Der Vorstand ist für die laufende Geschäftsführung zuständig, soweit sie 

nicht durch die Satzung der Mitgliederversammlung zugewiesen ist. 

(2) Er hat vor allem folgende Aufgaben:  

1. Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlungen und 

Aufstellung der Tagesordnungen  

2. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung  

3. Aufstellung eines Haushaltsplans für jedes Geschäftsjahr, Buchführung, 

Erstellung eines Jahresberichts  

4. Beschlussfassung über Aufnahme, Streichung und Ausschluss von 

Mitgliedern   

(3) Die Vorstandssitzungen werden von einem der Vorsitzenden schriftlich unter 

Mitteilung der Tagesordnung mit einer Frist von einer Woche einberufen.  

(4) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei 

Vorstandsmitglieder, darunter der Vorsitzende oder der zweite Vorsitzende 

anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der 

abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 

des Leiters der Vorstandssitzung. Die Vorstandsitzung leitet der Vorsitzende, 

bei dessen Verhinderung der zweite Vorsitzende. Über die Sitzung ist ein 

Protokoll zu führen, das von dem Leiter der Vorstandssitzung und dem/der 

Schriftführer/in zu unterzeichnen ist. 

(5) Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben 

  



§ 9 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist zu einzuberufen:  

• jährlich einmal, möglichst in den ersten drei Monaten des 

Kalenderjahres  

 

• wenn es das Interesse des Vereins erfordert 

 

• wenn die Einberufung von einem Drittel aller Mitglieder 

schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe vom 

Vorstand verlangt wird.  

(2) Die Mitgliederversammlung ist vom 1. oder. 2. Vorsitzenden schriftlich 

unter Bekanntgabe der Tagesordnung und unter Einhaltung einer Frist von zwei 

Wochen einzuberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Veröffentlichung 

folgenden Tag. Die Einladung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung.  

(3) Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Angelegenheiten 

zuständig:  

• Beschlussfassung über Anträge an die Mitgliederversammlung 

 

• Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands 

 

• Entgegennahme des Berichtes des Schatzmeisters 

 

• Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans für das 

nächste Geschäftsjahr 

 

• Entlastung des Vorstands  

 

• Feststellung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrags  

 

• Wahl und Abberufung von Mitgliedern des Vorstands mit Ausnahme der 

Ersatzmitglieder des Vorstandes (siehe § 7 Abs. 2) und der 

Rechnungsprüfer/innen 

• Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflösung des 

Vereins  

 

• Beschlussfassung über die Beschwerde gegen die Ablehnung des 

Aufnahmeantrags, sowie über die Berufung gegen einen 

Ausschließungsbeschluss des Vorstands;  

 

• Ernennung von Ehrenmitgliedern 



(4)   Die Mitgliederversammlung kann sich eine Geschäftsordnung geben 

 

§ 10 Beschlussfassung 

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen 

Verhinderung vom zweiten Vorsitzenden geleitet.  

(2) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der 

erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Bei der Beschlussfassung entscheidet 

die Mehrheit der erschienenen Mitglieder. Stimmenthaltung und ungültige 

Stimmen bleiben bei der Ermittlung des Abstimmungsergebnisses 

unberücksichtigt.  

(3) Zu einem Beschluss, der eine Änderung der Satzung oder die Auflösung 

des Vereins enthält, ist eine Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen 

erforderlich, dies gilt auch für die Zweckänderung.  

(4) Für alle Wahlen gilt:  Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit 

der abgegebenen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den 

Kandidaten statt, welche die beiden höchsten Stimmzahlen erreicht haben.  

§ 11 Nachträgliche Anträge zur Tagesordnung 

(1) Jedes Mitglied kann spätestens eine Woche vor dem Tag der 

Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich beantragen, dass weitere 

Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden.  

(2) Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die 

Tagesordnung entsprechend zu ergänzen.  

(3) Zur Annahme des Antrags ist eine Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

erforderlich.  

(4) Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins können nicht 

nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden.  

 

§ 12 Niederschrift der Versammlungsbeschlüsse 

(1) Über die in der Versammlung gefassten Beschlüsse ist eine Niederschrift 

aufzunehmen. Die Niederschrift ist vom Versammlungsleiter und dem 

Schriftführer zu unterzeichnen.  

  



§ 13 Auflösung des Vereins 

(1) Das Vermögen des Vereins fällt bei Auflösung und bei Wegfall des 

steuerbegünstigten Zwecks an die Ortsgemeinde Rümmelsheim, die es 

unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige und mildtätige Zwecke zu 

verwenden hat.  

(2) Das für die Anerkennung der Gemeinnützigkeit zuständige Finanzamt ist 

vor der Vermögensübertragung zu hören. 

(3) Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der 

Vorsitzende und der zweite Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte 

Liquidatoren. Dies gilt entsprechend für den Fall, dass der Verein aus einem 

anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert.  

 

     § 14 Schiedsvereinbarung 

Die anliegende Schiedsvereinbarung ist Bestandteil dieser Satzung.  

 

Gemäß § 14 der vorstehenden Satzung ist Bestandteil dieser Satzung nachfolgende 

Schiedsvereinbarung  

§ 1 Schiedsklausel  

Alle Streitigkeiten zwischen Vereinsmitgliedern und dem Verein, zwischen Vereinsmitgliedern 

und Organen des Vereins sowie von Organen untereinander und Vereinsmitgliedern 

untereinander, die sich aus der Satzung ergeben, werden unter Ausschluss der ordentlichen 

Gerichte durch das nachfolgend bezeichnete Schiedsgericht endgültig entschieden. 

Ausgenommen sind diejenigen Entscheidungen, die von Gesetzes wegen einem Schiedsgericht 

nicht zur Entscheidung zugewiesen werden können.  

§ 2 Zuständigkeit  

Das Schiedsgericht ist zuständig für die Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten um 

Stimmrechte, Mitwirkungsrechte, Sonderrechte von Vereinsmitgliedern, Ansprüche von 

Vereinsmitgliedern auf Aufwandsentschädigung, Ansprüche des Vereins oder von Mitgliedern 

auf Beitragszahlung gegen Mitglieder und um den Erwerb oder den Verlust der Mitgliedschaft. 

Das Schiedsgericht ist ebenfalls zuständig für Gestaltungsklagen von Mitgliedern sowie 

Streitigkeiten über Wirksamkeit und Auslegung dieses Schiedsvertrages.  

§ 3 Zusammensetzung des Schiedsgerichts  

Das Schiedsgericht besteht aus zwei Schiedsrichtern und einem Vorsitzenden. Die 

Schiedsrichter sollen Vereinsmitglieder sein. Sie sollen jedoch an der zur Verhandlung 

stehenden Streitsache nicht unmittelbar oder mittelbar beteiligt sein. Der Vorsitzende muss 

die Befähigung zum Richteramt haben. Er darf dem Verein nicht angehören.  

§ 4 Benennung der Schiedsrichter und des Vorsitzenden  

Jede Partei benennt einen Schiedsrichter. Die das Verfahren betreibende Partei teilt der 

Gegenpartei durch eingeschriebenen Brief mit Rückschein die Benennung ihres 

Schiedsrichters unter Darlegung ihres Anspruches mit und fordert sie auf, binnen drei Wochen 

ihren Schiedsrichter zu benennen. Die Frist beginnt mit dem Tage der Aufgabe des 



eingeschriebenen Briefes bei der Post. Kommt die Gegenpartei dieser Aufforderung nicht 

fristgerecht nach, so findet die Regelung des § 1029 II ZPO Anwendung. Die beiden 

Schiedsrichter benennen einen Vorsitzenden. Geschieht dies nicht innerhalb von drei Wochen 

ab Benennung des letzten der beiden Schiedsrichter, so ernennt der Präsident des für den Sitz 

des Vereins zuständigen Landgerichts auf Antrag eines Schiedsrichters oder einer Partei den 

Vorsitzenden. Besteht eine Partei aus mehreren Personen, müssen sie sich auf einen 

Schiedsrichter einigen.  

§ 5 Wegfall eines Schiedsrichters oder des Vorsitzenden  

Fällt ein Schiedsrichter weg, so ernennt die Partei, die ihn ernannt hatte, binnen drei Wochen 

einen neuen Schiedsrichter und teilt dies der Gegenpartei durch eingeschriebenen Brief mit 

Rückschein mit. Kommt die Partei dieser Verpflichtung nicht nach, gilt § 1029 II ZPO. Fällt der 

Vorsitzende weg, gilt § 4 III, 2 dieser Vereinbarung entsprechend.  

§ 6 Sitz des Schiedsgerichts 

Das Schiedsgericht hat seinen Sitz am Sitz des Vereins. Das für den Sitz des Vereins örtlich 

zuständige Landgericht ist das zuständige Gericht gem. § 1045 ZPO.  

§ 7 Verfahrensrecht  

Das Schiedsgericht verfährt gem. § 1034 I ZPO. Im Übrigen gestaltet es das Verfahren nach 

freiem Ermessen.  

§ 8 Stellung und Aufgaben des Vorsitzenden  

Der Vorsitzende teilt den Parteien schriftlich die Konstituierung des Schiedsgerichts mit und 

fordert die klagende Partei auf, die Klageschrift binnen zwei Wochen bei dem Vorsitzenden 

des Schiedsgerichts einzureichen. Die Klageschrift ist der beklagten Partei zu übermitteln mit 

der Aufforderung zur Rückäußerung innerhalb einer Woche. Die folgenden Schriftsätze sind 

jeweils der Gegenpartei zu übermitteln. Dem Vorsitzenden obliegen die Vorbereitung und 

Durchführung des Verfahrens. Er setzt Termine nach Rücksprache mit den Parteien, bzw. 

deren benannten Vertretern an, lädt sie durch eingeschriebenen Brief zur mündlichen 

Verhandlung, zieht, soweit erforderlich, einen Protokollführer hinzu, leitet die mündliche 

Verhandlung und die Abstimmung innerhalb des Schiedsgerichts und verfasst den 

Schiedsspruch schriftlich mit Gründen.  

§ 9 Schiedsvergleich  

Das Schiedsgericht soll vor Erlass des Schiedsspruchs stets den Versuch machen, einen 

Vergleich zwischen den streitenden Parteien herbeizuführen. Ein Vergleich ist von den 

Mitgliedern des Schiedsgerichts und den Parteien zu unterschreiben und auf der 

Geschäftsstelle des nach § 6 zuständigen Gerichts zu hinterlegen.  

§ 10 Schiedsspruch  

Der Schiedsspruch ist zu begründen und von den Mitgliedern des Schiedsgerichts zu 

unterzeichnen. Den Parteien ist eine Ausfertigung des Schiedsspruchs zuzustellen. Nach 

erfolgter Zustellung ist der Schiedsspruch auf der Geschäftsstelle des nach § 6 zuständigen 

Gerichts zu hinterlegen.  

§ 11 Kosten des Verfahrens  

Der Vorsitzende erhält für seine Tätigkeit ein angemessenes Honorar. Die Beisitzer üben ihr 

Amt ehrenamtlich aus. Sie haben lediglich Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen.  

Über die Kostentragungspflicht entscheidet das Schiedsgericht gem. § 91ff ZPO. Den Wert des 

Streitgegenstandes setzt das Schiedsgericht durch Beschluss fest. Das Schiedsgericht setzt im 

Tenor des Schiedsspruchs die von der unterliegenden Partei an die obsiegende Partei zu 

erstattenden Kosten ziffernmäßig fest. Die Gebühren der Rechtsanwälte richten sich nach dem 

RVG. 

 

 



Diese vorstehende Satzung wurde in der Gründungsversammlung vom 19. Mai 

2010 ordnungsgemäß beschlossen und in der Jahresmitgliederversammlung am 

14. März 2024 in §2 erster Absatz mit BNE ergänzt und in §7 

Arbeitsgruppenleiter/innen in Beisitzer/innen geändert. 

 


